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Stellungnahme zum
Entwurf Deutscher Rechnungslegungs Anderungsstandard Nr. 8
E-DRAS 8
Anderungen des DRS 20 Konzernlagebericht.

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fiir die Mdglichkeit einer Stellungnahme zu dem von Ihnen veréffentlichten
Entwurf Deutscher Rechnungslegungs Anderungsstandard Nr. 8 ,E-DRAS 8“ mit
den Anderungen des DRS 20 Konzernlagebericht.

Zunichst erlauben Sie uns bitte, die Risk Management Association e.V. mit ihren Zielen
und Aufgaben kurz vorzustellen und dann die Eckpunkte und Zielsetzung unserer Stel-
lungnahme zu erldutern. AnschliefRend finden Sie erginzende Erliuterungen und kon-
krete Verbesserungsvorschlége.

Die Risk Management Association e.V. (www.rma-ev.org)

Die Risk Management Association e.V. (RMA) ist die unabhingige Interessenvertretung
fir das Thema Risikomanagement im deutschsprachigen Raum mit Fokus auf Unter-
nehmen der Realwirtschaft. Als Kompetenzpartner und Impulsgeber ist die RMA erster
Ansprechpartner fiir Informationen, den unternehmensiibergreifenden Dialog sowie die
Weiterentwicklung des Risikomanagements. Zu den tiber 450 Mitgliedern der RMA zih-
len internationale Konzerne, mittelstindische Unternehmen, Beratungsfirmen sowie
Privatpersonen aus Wirtschaft, Wissenschaft und dem éffentlichen Sektor.

Mithilfe eigener Fachgremien befasst sich die RMA mit den wichtigsten Risikomanage-
mentthemen wie beispielsweise Standards im Risikomanagement, Verzahnung von Risi-
komanagement und Controlling sowie von Risikomanagement und Interner Revision,
Compliance Risk Management, IT-Risiken und Reputationsrisiken.

Die RMA bildet ein professionelles Netzwerk aus Experten und Vordenkern aus dem
Risikomanagement-Umfeld. Damit fordert die RMA ein nachhaltiges Vorgehen und


bahrmann
Textfeld
10
E-DRÄS 8


bringt sich mafigeblich in die Diskussion und Ergebnisfindung im Risikomanagement
ein.

Strategische Kooperationen mit verwandten Verbanden und Interessengruppen, darun-
ter die Information Systems Audit and Control Association (ISACA) Germany Chapter
e.V,, der Internationale Controller Verein und das Deutsche Institut fiir Interne Revision
(DIIR), unterstiitzen diese Ziele.

Vorbemerkung zur Stellungnahme

Als Verband von Risikomanagern versteht sich die RMA als deren Interessenvertretung.
Der Risikomanager hat sich als Beruf in Deutschland erst mit KontraG seit 1998 etabliert
und entwickelte sich stetig vom Risikobuchhalter zur Erfassung von Risiken zum Risiko-
Controller mit Steuerungsfunktion. Risikomanager wie sie in der RMA organisiert sind,
setzen sich zum Ziel, auf betriebswirtschaftlich fundierter Basis und mit Hilfe geeigneter
Methoden die Leitung von Unternehmen und Organisationen beim Erreichen der Unter-
nehmensziele zu unterstiitzen. Diese Aufgabe des Risikomanagements ist sowohl im US-
Standard von COSO zum Enterprise Risk Management als auch in der international an-
erkannten ISO Norm 31000 kodifiziert. Zu den Aufgaben des Risikomanagers gehort
auch die Risikoberichterstattung, sowohl die unternehmensinterne wie die externe Be-
richterstattung, wie sie sich beispielsweise auch im Chancen- und Risikobericht im
Rahmen des Lageberichts dokumentiert. Aus diesem Grund halten wir es fiir sehr wich-
tig, dass diejenigen Standards, die den Charakter von Vorschriften fiir die Risikobericht-
erstattung besitzen (wie z.B. DRS 20), betriebswirtschaftlich fundiert und konsistent zu
den sonstigen Anforderungen an das Risikomanagement sind. Vor diesem Hintergrund
reichen wir diese Stellungnahme ein, die sich im Wesentlichen auf die Risikoaspekte von
E-DRAS 8 beschrinkt.

Antworten zu den Fragen aus E-DRAS 8

Frage 1: Definition von Risiko

Im Rahmen der nichtfinanziellen Konzernerkldrung ist tiber Risiken zu berichten, die mit
der Geschidftstitigkeit, den Geschiftsbeziehungen, den Produkten und Dienstleistungen des
Konzerns verkniipft sind und sehr wahrscheinlich schwerwiegende negative Auswirkungen
auf die berichtspflichtigen Aspekte (Umwelt- , Arbeitnehmer- und Sozialbelange, Achtung
der Menschenrechte, Bekdmpfung von Korruption und Bestechung) haben werden.
Allgemein, und so auch im DRS 20, wird unter Risiko ein mégliches kiinftiges Ereignis ver-
standen, das zu einer negativen Abweichung von einer erwarteten oder angestrebten Ent-
wicklung (ausgedriickt durch eine Prognose oder ein Ziel) fiihrt. In Folge der neuen Be-
richterstattungsanforderungen haben Konzerne die Erwartungen anderer Stakeholder als
der Kapitalgeber stdrker zu beriicksichtigen als dies bisher der Fall war (siehe fiir eine aus-
fiihrliche Darstellung die Begriindung zum Standardentwurf Tz. B76 bis B84). Zur
Beriicksichtigung dieser gednderten Gewichtung schligt das DRSC im Standardentwurf
vor, den Bezug auf das Unternehmen in der Definition von ,Risiko” zu streichen.

a) Stimmen Sie dieser vorgeschlagenen Anderung zu?

b) Wenn nein, wie unterscheidet sich Ihrer Meinung nach die bisherige Risikoberichterstat-
tung von der Risikoberichterstattung im Rahmen der nichtfinanziellen Erkldrung?



Antwort zu Frage 1a):

Sowohl aus grundsitzlichen fachlichen Uberlegungen als auch resultierend aus den Be-
griindungen des Regierungsentwurfs des CSR-RLUG und des E-DRAS 8 selbst lehnen wir
diese Anderung ab.

Risiko wird im Allgemeinen, und so auch in DRS 20, als die Gefahr von méglichen Ab-
weichungen von definierten Ziel-, Prognose- oder Erwartungswerten verstanden. Risiko
kann somit stets nur im Verhaltnis zu einem Ziel-, Prognose- oder Erwartungswert (im
Folgenden vereinfacht nur noch als Zielwert bezeichnet) verstanden werden. In der bis-
herigen Definition wird durch die Bezugnahme auf das Unternehmen klar, dass die Defi-
nition der Zielwerte durch das Unternehmen durchzufiihren ist. Entfillt aber der Bezug
auf das Unternehmen, so wird es unklar, wer die Zielwerte definiert und damit in Relati-
on zu welchen Zielwerten die Risiken tiberhaupt zu bemessen sind. Da von den be-
richtspflichtigen Aspekten verschiedene Stakeholder betroffen sind, kann es sein, dass
unterschiedliche Stakeholder verschiedene Zielwerte definieren, die ggf. sogar in Kon-
flikt zueinanderstehen. Miisste das Unternehmen diese von verschiedenen Stakeholdern
definierten Zielwerte anwenden, so wire unter Umstinden gar nicht mehr klar, ob und
welche Risiken vorhanden sind. Die Idee des CSR-RLUG ist es jedoch vielmehr, dass die
Unternehmen sich ihrer Auswirkungen auf die berichtspflichtigen Aspekte und der da-
von betroffenen Stakeholder bewuft werden, diese transparent machen und durch die
Definition damit verbundener Zielwerte (durchaus im Dialog mit den Stakeholdern, aber
letztlich als Entscheidung des Unternehmens) aus Risiken fiir Dritte eben unterneh-
mensinterne Risiken machen. Durch den Zwang zur Berichterstattung iiber die be-
richtspflichtigen Aspekte werden in Folge des CSR-RLUG Risiken fiir Dritte internali-
siert. Damit ist aber die bisherige Risikodefinition nicht zu dndern.

Wie in der Begriindung des E-DRAS 8 (siehe Textziffern B76 bis B79) ausgefiihrt wird,
geht die Begriindung des Regierungsentwurfs zu CSR-RLUG davon aus, dass ,fiir die
nach §289c Abs. 3 Nr. 3 und 4 HGB zu berichtenden Risiken grundsatzlich die allgemei-
nen Grundsétze der Finanzberichterstattung zur Darstellung von Risiken gelten. Damit
gilt weiterhin, dass die Risikoberichterstattung aus Sicht der Konzernleitung erfolgt.”
Allerdings muss fiir die neuen berichtspflichtigen Risiken die Konzernleitung die Erwar-
tungshaltungen der anderen wesentlichen Stakeholder kennen. ,Sofern diese Erwartun-
gen der Stakeholder fiir das Mutterunternehmen bedeutsam sind, ist anzunehmen, dass
es aus diesen Erwartungen eigene Ziele fiir den Konzern formuliert und in seine interne
Steuerung aufnimmt.“ E-DRAS 8 geht bezugnehmend auf die Begriindung des Gesetzes
somit selbst davon aus, dass letztendlich unternehmensinterne Risiken zu betrachten
sind. Es wdre somit inkonsequent, den Bezug auf das Unternehmen aus der Risikodefini-
tion zu streichen.

Antwort zu Frage 1b):

Die Risikoberichterstattung im Rahmen der nichtfinanziellen Erklirung unterscheidet
sich von der bisherigen Risikoberichterstattung nur darin, dass fiir erstere in HGB §
289c Einschrdnkungen vorgenommen werden beziiglich der Pflicht zur Berichterstat-
tung. Fiir die Zwecke der nichtfinanziellen Erklarung ist die Risikoberichterstattung auf
wesentliche Risiken zu beschrinken, die ,sehr wahrscheinlich schwerwiegende negative
Auswirkungen” auf die im Gesetz genannten Nachhaltigkeitsaspekte haben oder haben
werden. Im Falle von ,Risiken, die mit den Geschéftsbeziehungen der Kapitalgesell-
schaft, ihren Produkten und Dienstleistungen verkniipft sind*, gilt die zusitzliche Ein-
schréankung beziiglich der Berichterstattung, dass diese nur erfolgen muss, ,soweit die
Angaben von Bedeutung sind und die Berichterstattung iiber diese Risiken verhaltnis-
mafig ist“.



Diese Einschriankungen, die aus dem Gesetzestext resultieren, mégen als zu weitrei-
chend kritisiert werden, da sie in der Praxis dazu fithren kénnten, dass nur iiber sehr
wenige Risiken im Rahmen der nichtfinanziellen Erklarung tiberhaupt berichtet werden
wird. Die allermeisten Risiken im Rahmen der nichtfinanziellen Erklarung diirften un-
terhalb der definierten Berichtsschwellen bleiben. Allerdings kann DRS 20 nicht iiber
den Gesetzestext hinausgehen, selbst wenn dieser als zu restriktiv empfunden wird.
Unter Umstidnden kann unseres Erachtens jedoch fiir Risiken aus dem Kontext der nicht-
finanziellen Erklarung dennoch eine Berichtspflicht entstehen, auch wenn nicht ,sehr
wahrscheinlich schwerwiegende negative Auswirkungen“ auf die benannten Nachhal-
tigkeitsaspekte resultieren werden. Wenn die im Rahmen der nichtfinanziellen Erkla-
rung verdffentlichten Zielwerte, die das jeweilige Unternehmen fiir berichtspflichtige
Aspekte definiert hat, in der Zukunft nicht erreicht werden, so konnte dies zum Beispiel
zu unter Umstédnden gravierenden Reputationsschidden fiir das Unternehmen fiihren.
Selbst wenn der Eintritt fiir die Abweichung von den definierten Zielen nicht ,sehr
wahrscheinlich” ist, kann unter Umstinden hier aus dem drohenden Reputationsscha-
den doch ein wesentliches Unternehmensrisiko vorliegen, das dann gemiR HGB § 289
Abs. 1 zu berichten ware. Die gesetzliche Differenzierung der Berichtsschwellen bezlig-
lich der bisherigen Berichterstattung und der im Rahmen der nichtfinanziellen Erkla-
rung erweist sich hier unseres Erachtens gegebenenfalls als sehr komplex fiir die Praxis.
Wir pladieren dafiir, dass DRS 20 in geeigneter Form darauf hinweist.

Frage 2: Vollstindige Integration der Angaben der nichtfinanziellen Konzerner-
kldrung in den Konzernlagebericht

Neben der Bereitstellung der im Rahmen der nichtfinanziellen Konzernerkldrung geforder-
ten Angaben in einem besonderen Abschnitt des Konzernlageberichts oder in einem geson-
derten nichtfinanziellen Konzernbericht kénnen diese auch vollstindig in den Konzernla-
gebericht integriert werden. Im Falle der Nutzung der letztgenannten Mdéglichkeit wird
empfohlen, im Konzernlagebericht die Stellen anzugeben, an denen die geforderten Anga-
ben bereitgestellt werden. Ziel dieser Empfehlung ist es, die Vergleichbarkeit fiir die Adres-
saten des Konzernlageberichts zu verbessern.

Befiirworten Sie diese Empfehlung?

Antwort zu Frage 2:

Diese Empfehlung wird befiirwortet. Grundsitzlich ist eine méglichst umfassende In-
tegration in den Konzernlagebericht die beste Lésung. Dadurch wird einerseits die Be-
deutung der Angaben der nichtfinanziellen Erkldrung im Vergleich zur traditionellen
Berichterstattung betont und es wird andererseits bei der Risikoberichterstattung an
einer Stelle ein umfassendes Bild abgegeben.

Frage 3: Geschdftsmodell

Gemdfs § 315¢ HGB i.V.m. § 289c Abs. 1 HGB haben Konzerne, die zur Erstellung einer
nichtfinanziellen Konzernerkldrung verpflichtet sind, ihr Geschdftsmodell kurz zu be-
schreiben. In der Praxis hat sich die Beschreibung des Geschdftsmodells im Konzernlagebe-
richt etabliert, wofiir konkretisierende Regelungen insbesondere in Tz 37 enthalten sind.
Bei den im E-DRAS 8 vorgeschlagenen Anderungen der Tz 37 handelt es sich um Formulie-
rungsdnderungen, die keine Anderung der bisherigen Anforderungen intendieren. Sie die-
nen einer Neustrukturierung und Klarstellung der bisherigen Anforderungen. Die Pflicht
zur Darstellung des Geschdftsmodells fiir Konzerne, die zur Erstellung einer nicht- finanzi-
ellen Konzernerkldrung verpflichtet sind, wird in Tz. 257 geregelt.

a) Stimmen Sie den vorgeschlagenen Anderungen an Tz. 37 zu?



b) Erachten Sie die Trennung der Regelungen zur Darstellung des Geschdftsmodells im
allgemeinen Teil (Tz. 37) und in die Spezialregelung im Abschnitt der nichtfinanziellen
Konzernerkldrung (Tz. 257) fiir hilfreich?

Antwort zu Frage 3a):
Wir stimmen den vorgeschlagenen Anderungen zu.

Antwort zu Frage 3b):
Die Trennung erachten wir nicht als hilfreich. Eine Darstellung des Geschiftsmodells an
einer Stelle der Berichterstattung erscheint als ausreichend.

Frage 4: Berichtspflichtige Aspekte

§ 289c Abs. 2 HGB nennt fiinf Aspekte (Umwelt-, Arbeitnehmer- und Sozialbelange, Ach-
tung der Menschenrechte, Bekdmpfung von Korruption und Bestechung), zu denen Infor-
mationen bereitgestellt werden miissen. Die fiinf genannten Aspekte stellen einen Mindest-
katalog dar, d.h. es kénnen auch weitere Aspekte relevant und damit berichtspflichtig sein.
Erachten Sie die Aufnahme eines Hinweises in DRS 20, dass auch weitere als die fiinf im
Gesetz genannten Aspekte relevant und damit berichtspflichtig sein kénnten, fiir hilfreich?

Antwort zu Frage 4:

Die Aufnahme eines Hinweises, dass auch weitere als die fiinf im Gesetz genannten As-
pekte relevant und damit berichtspflichtig sein kénnten, erachten wir als nicht notwen-
dig. Ohnehin wird sowohl im Gesetz als auch in Entwurf zur Anderung von DRS 20 be-
reits mit dem Wort ,zumindest” hingewiesen auf den Charakter als Mindestkatalog, iiber
den auch hinausgegangen werden kann bzw. ggf. muss.

Frage 5: Berichterstattung auf Sachverhaltsebene

Sofern zu einem Aspekt mehrere Sachverhalte existieren und die Angaben zum einzelnen
Sachverhalt fiir das Verstdndnis des Geschdftsverlaufs, des Geschiiftsergebnisses, der Lage
des Konzerns sowie der Auswirkungen der Geschdftstitigkeit des Konzerns auf die be-
richtspflichtigen Aspekte erforderlich sind, sind gemdf Tz 262 die konkretisierenden Rege-
lungen in den Tz 265 bis 289 zu beachten.

Stimmen Sie dieser vorgeschlagenen Regelung zu?

Antwort zu Frage 5:
Dieser vorgeschlagenen Regelung stimmen wir zu.

Frage 6: Verhdltnismdfligkeit der Berichterstattung

Das Gesetz und der Standardentwurf kntipfen bestimmte Berichtspflichten an die Bedin-
gung der Verhdltnismdfigkeit. Im Standardentwurf wird zudem in den Tz 271 und 280
erldutert, dass sich die Einschdtzung, ob die Berichterstattung verhdltnismdfig ist, auch
danach richtet, ob die Kosten der Informationsbeschaffung und der Informationsnutzen
ausgewogen sind.

Halten Sie diese Ausfiihrungen fiir hilfreich?

Antwort zu Frage 6:

Die Definition der VerhaltnismaRigkeit im Entwurf zur Anderung von DRS 20 erscheint
uns als zu wenig prazise und damit nicht hilfreich. Aus dem Entwurf geht fiir den An-
wender nicht hervor, wie und mit welchen Mitteln die Kosten der Informationsbeschaf-



fung mit dem Informationsnutzen der Anwender abgeglichen werden kann und wann
eine Ausgewogenheit erreicht ist. b
Siehe auch unser Erganzungswunsch zu E-DRAS 8, Punkt 17, Textziffer 260.

Stellungnahme zu weiteren Inhalten von E-DRAS 8

Zu E-DRAS 8, Punkt 5.:
Wie oben in der Antwort zu Frage 1a) ausgefiihrt sollte die Definition des Begriffs ,Risi-
ko“ in Textziffer 11 von DRS 20 nicht geéndert werden.

Zu E-DRAS 8, Punkt 17.:

Zu Textziffer 260:
Es sollte folgender Satz im Anschluss an den bisherigen Satz erginzt werden:
»Aus Griinden der Klarheit sollten die im Gesetz genannten berichtspflichtigen Aspekte
im Bericht eindeutig durch die im Gesetz genannten Begriffe gekennzeichnet werden.”
Begriindung:
Da es verschiedene Berichtsméglichkeiten gibt und auch die Reihenfolge der berichts-
pflichtigen Aspekte frei wéhlbar ist bzw. ggf. berichtspflichtige Aspekte zusammenge-
fasst werden, sollte zur besseren Orientierung der Leser die Bezeichnungen der be-
richtspflichtigen Aspekte, wie sie im Gesetz benannt sind, im Bericht verwendet werden.

Zu Textziffer 280:
Dieser Absatz sollte um einen weiteren Satz erginzt werden, aus dem die Anwender
ableiten konnen, wann die Kosten der Informationsbeschaffung in akzeptabler Relation
zum Informationsnutzen der Adressaten stehen.
Siehe auch die Ausfithrungen zu dieser Thematik in der Antwort zu Frage 6 oben.

Nochmals besten Dank fiir die Méglichkeit zur Stellungnahme.

Miinchen, 11. August 2017

Mit freundlichen GriiRen
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